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1 Geſetz⸗Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. u 


— Nx. 238 


(Nr. 6353.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Mai 1866., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts an den Rittergutsbeſitzer v. Löbell zu Lehnin und Genoſſen 
in Bezug auf die zur Anlage einer öffentlichen Schiffahrtsſtraße in der 
innerhalb des Kreiſes Zauch-Belzig belegenen Emſter-Niederung von ober⸗ 
halb Kaltenhauſen bei Lehnin abwaͤrts durch den Kloſter-, den Netzener- und 
den Rietzer-See bis an die Havel bei Kl. Kreutz erforderlichen, noch im 
Privatbeſitz befindlichen Grundſtuͤcke, ſowie des Rechts zur Erhebung 
einer Schiffahrtsabgabe auf dieſer Waſſerſtraße. 


Nada Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage die Herſtellung einer 
öffentlichen Schiffahrtsſtraße in der innerhalb des Kreiſes Zauch⸗Belzig des 
Regierungsbezirks Potsdam belegenen Emſter-Niederung von oberhalb Kalten⸗ 
haufen bei Lehnin abwaͤrts durch den Kloſter-, den Netzener- und den Rietzer⸗ 
See bis in die Havel bei Kl. Kreutz genehmigt habe, will Ich den Unter⸗ 
nehmern, Rittergutsbeſitzer von Lobell zu Lehnin und Genoſſen, hierdurch das 
Expropriationsrecht in Bezug auf die zu dieſer Anlage erforderlichen, noch im 
Privatbeſitz befindlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Erhebung einer 
Schiffahrtsabgabe auf dieſer Waſſerſtraße fuͤr die Dauer von 36 Jahren, von 
Eroͤffnung derſelben an gerechnet, verleihen. Den vorgelegten Tarif, wonach 
ſolche Abgabe zu erheben iſt, habe Ich, vorbehaltlich einer von fuͤnf zu fuͤnf 
Jahren vorzunehmenden Reviſion, beſtaͤtigt und ſende Ihnen denſelben anbei 


| Mir vollzogen zurüd. 3 


| Dieſer Erlaß ift nebft dem Tarife durch die Gefeh - Sammlung zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 14. Mai 1866. 


Wilhelm. | 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 5 


Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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nach welchem die Schiffahrts- Abgabe für die Benutzung der 
öffentlichen Waſſerſtraße in der Emſter⸗Niederung von oberhalb 
Kaltenhauſen bei Lehnin bis zur Havel bei Kl. Kreutz zu 
N erheben iſt. 


Vom 14. Mai 1866. 


2. Es wird entrichtet: 
5 1) von jedem leeren Fahrzeunun-. d — Rthlr. 10 Sgr. 
2) von beladenen Fahrzeugen: 


a) wenn die Ladung in Ziegelſteinen beſteht, 
, Be he 
b) bei anderen Ladungsgegenſtaͤnden — 20 . 


Befreiungen. 
Die Schiffahrtsabgabe wird nicht erhoben: 


10 von Schiffsgefaͤßen, welche Staatseigenthum find oder fuͤr Rechnung 
des Staats Gegenſtaͤnde befoͤrdern, auf Vorlegung von Freipaͤſſen; 


2) von Fiſcherkaͤhnen, Fiſchdroͤbeln, Gondeln, Anhängen, Handkaͤhnen 
und ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur 
Frachtbefoͤrderung nicht beſtimmt ſind. ; a 


Gegeben Berlin, den 14. Mai 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. N 1 


5 Cr. 6354 


„ 


. (Nr. 6354.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Juhaber lautender Obligationen der Stadt 
Remſcheid im Betrage von 200,000 Rthlr. Vom 14. Mai 1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


ertheilen, nachdem der Buͤrgermeiſter und die Stadtverordneten⸗ Verſammlung 
von Remſcheid darauf angetragen haben, der Stadt Remſcheid zur Deckung 
eines Beitrages von 150,000 Thalern zu den Baukoſten der Rittershauſen⸗ 
Lennep⸗Remſcheider Eiſenbahn an die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, 
ferner zur Beſtreitung der Koſten fuͤr die in Folge der Eiſenbahn nothwendig 
werdenden Wege und fuͤr andere in Ausſicht ſtehende ſtaͤdtiſche Bauten und 
Anlagen, die Aufnahme eines Darlehns von 200,000 Thalern, geſchrieben 
zweihundert Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung von auf den Inhaber lautenden 
und mit Zinskupons und Talons verſehenen Obligationen zu geſtatten, und bei 
dieſem Antrage im Intereſſe ſowohl der Stadtgemeinde als auch der Glaͤu⸗ 
biger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nach⸗ 
ſtehenden Bedingungen. 


F. 1. 3 

Es werden Einhundert Obligationen zu 500 Thaler eine jede, vierhundert 

Obligationen zu 200 Thaler und ſiebenhundert Obligationen zu 100 Thaler 
eine jede ausgegeben. 


H. 2, 


Die Obligationen werden mit vier und einhalb vom Hundert jährlich 
verzinſt; die Zahlung der Zinſen geſchieht gegen Einlieferung des Kupons 
alljaͤhrlich am 1. April und 1. Oktober bei der Kommunalkaſſe, ſowie an den⸗ 
jenigen ſonſtigen Zahlungsſtellen, welche durch die im H. 12. genannten Blätter 
bekannt gemacht werden. ö 
f Zahlungen bei der Kommunalkaſſe koͤnnen mit den faͤlligen nicht ver⸗ 
jaͤhrten ($. 6.) Zinskupons geleiſtet werden. 

H. 3. 

Zur Tilgung der Schuld werden jaͤhrlich vom Jahre 1868. an Ein 
Prozent des Kapitals, ſowie die Zinſen der eingeloͤſten Obligationen verwendet, 
ſo daß in 39 Jahren die Tilgung der ſaͤmmtlichen Obligationen erfolgt ſein 
wird. Der Gemeinde ſteht es jedoch frei, mit Genehmigung Unſerer Regie⸗ 
rung zu Duͤſſeldorf den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Abtra⸗ 
gung der Schuld zu beſchleunigen, auch die Obligationen ſechs Monate vorher 
zu kuͤndigen. s 

Den Inhabern der Obligationen fteht kein Kuͤndigungsrecht zu. 
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F. 

Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und 
Tilgung der Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten-Verſamm⸗ 
lung eine Schuldentilgungs⸗Kommiſſion erwaͤhlt, welche für die Befolgung der 
Beſtimmungen dieſes Privilegiums verantwortlich iſt, und zu dem Ende von 
Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht genommen wird. ö 

Dieſelbe beſteht aus drei Mitgliedern, von welchen eins aus dem Kolle⸗ 
gium der Stadtverordneten und zwei aus der Buͤrgerſchaft zu waͤhlen ſind. 


9 

Die Obligationen werden in drei Serien, welche mit den Buchſtaben 
A. B. und C. bezeichnet ſind, nach dem beiliegenden Schema ausgegeben. 

5 Die Serie A. enthaͤlt 100 zu 500 Thaler eine jede, die Serie B. 400 
zu 200 Thaler eine jede, Serie G. 700 Obligationen zu 100 Thaler eine jede, 
in fortlaufenden Nummern von 1. an. ; 

Die Obligationen werden von dem Buͤrgermeiſter und den Mitgliedern 
der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem Kommunal⸗Empfaͤn⸗ 
ger kontraſignirt. N 

Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


H. 6. 


Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten zehn Jahre Zinskupons und 
Talons nach angehaͤngtem Schema beigefuͤgt, unter welche das Fakſimile der 
Unterſchrift des Buͤrgermeiſters, oder ſeines Vertreters, des Kommunal⸗Empfaͤn⸗ 
gers und eines Mitgliedes der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gedruckt iſt. Die 
neuen Kupons werden von der Kommunalkaſſe dem Vorzeiger des Talons 
nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung eingehaͤndigt, und wird dies auf 
den Obligationen vermerkt. 

Werden die Zinskupons nicht ſpaͤteſtens fuͤnf Jahre nach dem Verfalltage 
eingeloͤſt, ſo werden ſie unguͤltig und erliſcht jeder Anſpruch auf Zahlung der 
Zinſen, welche dem Amortiſationsfonds zufließen. 

Wenn bei Obligationen, die zur Einlöfung praͤſentirt werden, Kupons 
fehlen, ſo werden ſolche von dem zu zahlenden Betrage in Abzug gebracht. 


S 


Die Nummern der zu tilgenden Obligationen werden durch das Loos 
beſtimmt; die Auslooſung erfolgt getrennt fuͤr die Obligationen jeder Serie. 


Soviel als möglich werden von den Obligationen Serie A. fünf Zwanzig: ' 


fiel, von Serie B. acht Zwanzigſtel und von Serie C. ſieben Zwanzigſtel jedes 
Jahr amortiſirt werden, eventuell wird bei den naͤchſten Jahren eine Aus⸗ 
gleichung herbeigefuͤhrt. ü 
Die Nummern der ausgelooſten Obligationen werden wenigſtens drei 
Monate vor der Auszahlung oͤffentlich bekannt gemacht. 5 
| 


[ee 


$. 8. 


Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters oder eines 
Beigeordneten durch die Schuldentilgungs-Kommiſſion in einem vierzehn Tage 
vorher bekannt zu machenden öffentlichen Termine. Ueber die Berloofung und 
die ſpaͤter erfolgende Vernichtung der Obligationen wird ein von dem Buͤrger⸗ 
meiſter und der Schuldentilgungs-Kommiſſion unterſchriebenes Protokoll auf⸗ 
genommen, 


H. 9. 

Die Auszahlung erfolgt im Nominalwerthe von der Kommunalkaſſe 
oder den ſonſtigen im F. 2. erwähnten Zahlungsſtellen gegen Auslieferung der 
Obligationen an dem dazu beſtimmten Tage, von welchem an die Verzin⸗ 
ſung aufhoͤrt. 

5 Werden dieſe Obligationen nicht binnen drei Monaten nach dem Zah⸗ 
lungstermine praͤſentirt, ſo ſollen die Kapitalbetraͤge als zinsfreies Depoſitum 
der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe uͤberwieſen werden. 


$. 10. 


Die Nummern der ausgelooſten, aber nicht eingelieferten Obligationen 
find in der Bekanntmachung tiber die ſpaͤteren Auslooſungstermine (F. 8.) zu 
veroͤffentlichen. i 

Nach Ablauf von 30 Jahren nach dem Zahlungstermine erliſcht der 
Anſpruch auf Auszahlung der Obligationen, und fallen die Kapitalbetraͤge dem 
ftädtifchen Armenfonds anheim. 


H. 11. 


Fuͤr Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Gemeinde Remſcheid 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften; es kann, 
wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht puͤnktlich bezahlt 
werden, von den Glaͤubigern gerichtlich geklagt werden. N 


$. 12. 


Die Bekanntmachungen ($$. 2. 6. 7. 8. 9. und 10.) erfolgen in 
einem Remſcheider Lokalblakte, dem Lenneper Kreisblatte, durch die Amtsblaͤtter 
Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf, ſowie durch die Elberfelder und Coͤlner 
Zeitung. 

$. 13. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons ſich be⸗ 
ziehenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf⸗ 
gebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere § . 1. 
bis 13. mit nachſtehenden Modifikationen Anwendung: ; 

a) die im H. 1. jener Verordnung vorgefchriebene Anzeige muß der ſtaͤdti⸗ 
(Fr. 6354) a ſchen 


en 


ſchen Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden 
alle Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten 
Verordnung dem damaligen Schatzminiſterium zukamen. 

Gegen die Verfuͤgung derſelben kann Rekurs an Unſere Regie⸗ 
rung zu Duͤſſeldorf in zehn Tagen eingelegt werden; 


b) das im H. 5. der Verordnung erwaͤhnte Aufgebot erfolgt bei Unſerem 
Landgerichte zu Elberfeld; 


c) die in den $S. 6. 9. und 12. der Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen erfolgen durch die im H. 12. dieſer Beſtimmungen ge⸗ 
nannten Blaͤtter; 


d) an die Stelle der im F. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zing- 


zahlungstermine ſollen acht, an die Stelle des im H. 8. erwaͤhnten 


achten Zinszahlungstermins ſoll der zehnte treten. 


Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige, durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem 
Koͤniglichen Inſtegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten 
des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 14. Mai 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema J. 
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Schema 1. 
Remſcheider Stadt-Obligation 


(Trockener Stadtſtempel.). Ein „ (Stadtfiegel,) 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegum vom 
hierzu ausdruͤcklich ermaͤchtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der In⸗ 
haber dieſer Obligation die Summe vorn Thaler Kurant, deren 
Empfang ſie beſcheinigen, an die Gemeinde Remſcheid zu fordern hat. 


Die auf vier einhalb Prozent jaͤhrlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 1. April 
und 1. Oktober jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe der aus⸗ 
gefertigten halbjaͤhrlichen Zinskupons gezahlt. Das Kapital wird durch Amorti⸗ 
ſation berichtigt werden, weshalb eine Kuͤndigung von Seiten der Glaͤubiger 
nicht zulaͤſſig iſt. 


Die naͤheren Beſtimmungen ſind in dem nachſtehend abgedruckten Pri⸗ 
vilegium enthalten. 


Remscheid, denn 18. 
Der Bürgermeister. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 

(Unterſchrift.) (Unterſchriften.) 
Eingetragen Kontrolbuch 
Pol! . 

Der Gemeinde-Empfaͤnger. 
(Unterſchrift.) 

Hierzu ſind die Kupons Serie ausgereicht. 


(Nr. 6354.) Schema II. 


Schema II. 

Serie I. 9 | Nr. 4, 
ER Thaler... Stlbergrofchen. 
Zins ⸗ Ku pon 
zur 
Obligation der Stadt Remſcheid 
. her; Thaler. 

Inhaber empfängt m un 18.. an fälligen Zinſen 


aus der Gemeindekaſſe zu Remſcheid oder bei denjenigen fonftigen Zahlungs: 
ſtellen, welche durch die im H. 12. des Privilegiums genannten Blätter bekannt 
gemacht werden 


e Thaler Silbergroſchen.“ 
Remſcheid, den ER 
Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 


Der Gemeinde-Empfaͤnger. 


(Die Namen des Buͤrgermeiſters, der Mitglieder der Kommiſſion und des Gemeinde— 
Empfängers werden gedruckt.) 


Schema III. 8 5 
V 


Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obligation 
der Stadt Remſcheid Nr. über ..... Thaler A vier einhalb Prozent 
Zinſen die e Serie Zinskupons für die ..... Jahre 18.. bis 18. bei der 
Gemeindekaſſe zu Remſcheid, ſofern dagegen Seitens des Eigenthuͤmers der 
Obligation vorher kein Widerſpruch erhoben iſt. 


Remſcheid, den è x 18. 
Der Bürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 
Der Gemeinde-Empfaͤnger. 7 


(Die Namen des Buͤrgermeiſters, der Mitglieder der Kommiſſion und des Gemeinde 
Empfaͤngers werden gedruckt.) 


(Fr. 6386. 


N 


5 


(Nr, 6355.) Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 


Eiſenbahn von Venlo uͤber Weſel und Muͤnſter nach Osnabruͤck und einer 
Zweigbahn von Haltern nach Eſſen beziehungsweiſe Gelſenkirchen, von 
Seiten der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie einen Nachtrag 
zum Statut der letzteren. Vom 28. Mai 1866. 


Wie Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


Nachdem die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm⸗ 
lung ihrer Aktionaire vom 30. Juni 1865. die Uebernahme des Baues und 
Betriebes einer Eiſenbahn von Venlo uͤber Weſel und Muͤnſter nach Osnabruͤck 
und einer Zweigbahn von Haltern nach Eſſen, beziehungsweiſe Gelſenkirchen 
beſchloſſen hat, und demzufolge von ihrer durch fie hierzu bevollmachtigten 
Direktion der anliegende Nachtrag zu ihrem Statute aufgeſtellt worden iſt, 
wollen Wir der genannten Geſellſchaft zum Baue und Betriebe der vorbezeich⸗ 
neten Eiſenbahn nebſt Zweigbahn hierdurch die landesherrliche Konzeſſion ertheilen 
und den Statutnachtrag in allen Punkten beſtaͤtigen. — Zugleich beſtimmen 
Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. No⸗ 
vember 1838. ergangenen Vorſchriften, betreffend das Expropriationsrecht und 
das Recht zur voruͤbergehenden Benutzung fremder Grundſtuͤcke, auf die in 
Rede ſtehenden Unternehmungen, ſoweit ſolche im dieſſeitigen Staatsgebiete zur 
Ausfuͤhrung kommen, Anwendung finden ſollen. N 

Die gegenwaͤrtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
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Nachtrag 


zu den 


am 18. Dezember 1843. Allerhöchſt beſtaͤtigten Statuten der Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


H. 1. 


Das durch die Allerhoͤchſt beftätigten Statuten vom 18. Dezember 1843. 
gegründete und durch die Allerhöchften Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗Urkunden 
vom 1. September 1853. und 26. Juli 1855. erweiterte Unternehmen der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft wird auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Venlo uͤber Weſel und Muͤnſter nach Osnabruͤck nebſt einer feſten Rhein⸗ 
bruͤcke bei Weſel, und einer Zweigbahn von Haltern nach Eſſen, beziehungsweiſe 
Gelſenkirchen, ausgedehnt. 

Die ſpezielle Richtung dieſer Bahn und Zweigbahn wird von dem Koͤnig⸗ 
lichen Handelsminiſterium feſtgeſtellt. 

Von dem feſtgeſtellten Bauplane darf nur unter beſonderer Genehmigung 
des gedachten Miniſteriums abgewichen werden. 


H. 2. ö 


Die Venlo⸗Osnabruͤcker Eiſenbahn nebſt der feſten Rheinbruͤcke bei Weſel, 
und der Zweigbahn von Haltern nach Eſſen, beziehungsweiſe Gelſenkirchen, bildet 
einen integrirenden Theil des Cöln- Mindener Eifenbahn - Unternehmens, und 
finden auf dieſelbe alle Beſtimmungen der Allerhoͤchſt beſtaͤtigten, reſp. abgeaͤn⸗ 
derten Geſellſchaftsſtatuten, und namentlich auch des Geſetzes vom 3. Novem⸗ 
ber 1838. Anwendung. 


F. 3 
Die Geſellſchaft iſt allen Beſtimmungen derjenigen Staatsvertraͤge unter⸗ 
worfen, welche wegen der Bahnen von Venlo nach Osnabruͤck, beziehungsweiſe 
nach Bremen und Hamburg, zwiſchen Preußen und Hannover, ſowie zwiſchen 
Preußen und den Niederlanden bereits zum Abſchluſſe gekommen ſind, oder 
noch zum Abſchluſſe kommen werden. 5 


H. 4. 


Das zur Ausfuͤhrung des neuen Unternehmens, desgleichen zur Erwei⸗ 
terung reſp. eventuellen Verlegung der Anſchlußbahnhoͤfe zu Weſel und Eſſen, 
beziehungsweiſe Gelſenkirchen, ſoweit die Einfuͤhrung und der Betrieb der 25 
ö ah⸗ 
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Bahnen ſolche herbeifuͤhrt, ſowie zur Anſchaffung des benoͤthigten Betriebs⸗ 
materials erforderliche Anlagekapital wird auf funfzehn Millionen Thaler 
feſtgeſetzt. Die Vermehrung dieſes Anlagekapitals bleibt für den Fall vorbe⸗ 
halten, daß zur Vollendung des Baues oder nach Eroͤffnung des Betriebes 
ſich ein Beduͤrfniß dazu herausſtellen ſollte. 


f H. 5. 

Die Beſchaffung dieſes Anlagekapitals erfolgt durch Ausgabe von vier 
und einhalbprozentigen Prioritäts-Dbligationen. Die Bedingungen der Kreirung 
und Emiſſion dieſer Obligationen werden durch ein beſonderes Allerhoͤchſtes 
Privilegium feſtgeſetzt. 

5 H. 6. 


Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die Bahnſtrecke von Eſſen beziehungsweiſe 
Gelſenkirchen uͤber Haltern nach Muͤnſter binnen laͤngſtens drei Jahren, vom 
Tage der Konzeſſionsertheilung an gerechnet, betriebsfaͤhig herzuſtellen. 

Die Bahn von Venlo uͤber Weſel bis Haltern nebſt der feſten Rhein⸗ 
uͤberbruͤckung bei Weſel, ſowie die Bahnſtrecke von Muͤnſter bis Osnabruͤck 
brauchen dagegen erſt gleichzeitig mit der Sicherſtellung und Vollendung der 
Bahn von Osnabruͤck uͤber Bremen und Harburg nach Hamburg, einſchließlich 
der feſten Ueberbruͤckung der Elbe zwiſchen Harburg und Hamburg, in Angriff 
genommen und fertig geſtellt zu werden. 


N f 


Die Geſellſchaft uͤbernimmt die Verpflichtung, ſoweit das Koͤnigliche 
Handelsminiſterium es im Intereſſe des Verkehrs für noͤthig erachtet, jederzeit 
auf deſſen Verlangen kuͤnftig mit anderen in⸗ und auslaͤndiſchen Bahnverwal⸗ 
tungen fuͤr die Befoͤrderung von Perſonen und Guͤtern direkte Expeditionen und 
direkte Tarife zu errichten und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges 
Durchgehen der Transportmittel zu willigen. 

In Betreff der Hoͤhe der gegenſeitigen Verguͤtungsſaͤtze fuͤr die durch⸗ 
gehenden Transportmittel, ſowie der Art und Weiſe der Abrechnungen hat ſich 
die Geſellſchaft bei mangelnder guͤtlicher Verſtaͤndigung mit den anderen Bahn⸗ 
verwaltungen den Feſtſetzungen des Königlichen Handelsminiſteriums zu unter⸗ 
werfen. 


H. 8. 


Bei den direkten Tarifen mit anderen Bahnverwaltungen muß die Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft auf Verlangen des Königlichen Handelsminiſte⸗ 
riums ſich jederzeit bereit finden, auf den zu ihrem Unternehmen gehörenden 
Bahnen denjenigen ermaͤßigten Tarifſatz pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, 
welcher für die gleichartigen Transportgegenſtaͤnde, ſei es in ihrem Binnenver⸗ 
kehre oder in einem durchgehenden Verkehre zwiſchen ihrer betreffenden Ueber⸗ 
gangsſtation und denjenigen Stationen ihrer eigenen oder fremden Bahnen, 
nach und von welchen die Guͤter verſandt werden, nach den jeweiligen Tarifen 
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fich ergiebt. Iſt in einem folchen Falle der maaßgebende Tarif aus einem 
Frachtſatze pro Meile und einer feſten Expeditionsgebuͤhr zuſammengeſetzt, fo 
ſollen dieſe Tarifeinheiten auch fuͤr den neu zu regulirenden direkten Tarif mit 
der Maaßgabe feſtgehalten werden, daß die Expeditionsgebuͤhr fuͤr die Ueber⸗ 
gangsſtation auf Verlangen des Koͤniglichen Handelsminiſteriums bei Transporten, 
die in vollen Zuͤgen zugeführt werden, ganz außer Anſatz bleibt, und bei 
ſonſtigen Transporten fuͤr Einzelgut drei Pfennige pro Zentner und fuͤr Guͤter 
in Wagenladungen fuͤnfzehn Silbergroſchen pro Hundert Zentner nicht uͤber⸗ 
ſteigen darf. Dabei erklaͤrt ſich jedoch die Direktion der Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft bereit, in den dazu geeigneten Faͤllen auf Verlangen des 
Koͤniglichen Handelsminiſteriums mit anſchließenden Bahnen in Verhandlung 
zu treten, um die Belaſtung derſelben Transporte mit mehrfachen Expeditions⸗ 
gebuͤhren oder anderen Uebergangsſpeſen, wo ſolche ſich nach den Tarifen 
ergeben wuͤrden, zu vermeiden. 

Vorſtehende Verpflichtungen der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
treten ein, ſobald die den neu zu errichtenden direkten Verkehr beantragenden 
Bahnverwaltungen ſich bereit gefunden haben, in demſelben in ihren von jenem 
Verkehre beruͤhrten Bahnſtrecken keinen hoͤheren Frachtſatz pro Zentner und 
Meile zu erheben, als den von der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft fuͤr 
ihre Strecke zuzugeſtehenden. 

Sollte die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zum Zwecke der Errich⸗ 
tung eines neuen direkten Verkehrs das gleiche Zugeſtaͤndniß, wie es in Vor⸗ 


ſtehendem praͤziſirt iſt, von einer anderen Bahnverwaltung beanſpruchen, und 


die letztere ohne von dem Koͤniglichen Handelsminiſterium fuͤr zulaͤnglich erach⸗ 
tete Gründe ſich weigern, auf den Seitens der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft vorgeſchlagenen direkten Verkehr uͤberhaupt einzugehen, oder jenes 
Zugeftändniß in Betreff des Tarifſatzes zu machen, jo iſt die Coͤln⸗ Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft an das ihrerſeits auf Erfordern des Koͤniglichen Handels⸗ 
miniſteriums fuͤr einen direkten Verkehr, an welchem die ſich weigerlich haltende 
eee mitbetheiligt iſt, gemachte frühere Zugeſtaͤndniß nicht mehr 
gebunden. 


H. 9. 


Auf Verlangen des Königlichen Handelsminiſteriums hat die Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in den Faͤllen, wo wegen Mißwachſes oder 
ſonſtiger außerordentlicher Vorkommniſſe fuͤr Getreide, Kartoffeln oder andere 
Produkte der Landwirthſchaft eine zeitweiſe Frachtermaͤßigung auf der Weſt⸗ 
phaͤliſchen Staatseiſenbahn angeordnet wird, dieſe Gegenſtaͤnde während derſelben 
Zeitfriſt auch auf ſaͤmmtlichen zu ihrem Unternehmen gehoͤrigen Bahnen zu 
ae Bedingungen, insbeſondere zu gleich niedrigen Tarifeinheitsſaͤtzen 
zu befördern. 


H. 10, 


Die Geſellſchaft iſt gehalten, ſofern und ſobald das Koͤnigliche Handels⸗ 
miniſterium im Intereſſe des Verkehrs es für angemeſſen erachtet, anderen 
Bahnverwaltungen die Mitbenutzung der feſten Rheinbruͤcke bei Coͤln und ihrer 

a Zu⸗ 


Zugänge unter gleichen Bedingungen, insbeſondere gegen gleiche Tarifſaͤtze zu 
geſtatten, wie ſolche bei den eigenen Transporten der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft zur Anwendung gelangen. Jedoch ſollen in allen Faͤllen, wenn es 
ſich um Anſchluͤſſe an andere Bahnzuͤge handelt, die Züge der Coͤln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft vor den gleichartigen Zuͤgen der zur Mitbenutzung der 
Bruͤcke verſtatteten Bahnverwaltungen den Vorzug haben. Auch ſoll die Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft jederzeit befugt ſein, die Ankunft und Abfahrt 
aller ihrer in Deutz muͤndenden und von dort abfahrenden Zuͤge nach der 
Centralſtation Coͤln der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu verlegen, inſofern 
ſie ſich mit letzterer daruͤber verſtaͤndigt hat. Die zur Mitbenutzung der Bruͤcke 
verſtatteten Bahnverwaltungen find, fo lange die Cöln- Mindener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft ſich im eigenthuͤmlichen Beſitze der Bruͤcke befindet, gehalten, die von 
ihnen erhobenen Bruͤckengelder an die Hauptkaſſe der Cöln-Mindener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft allmonatlich abzufuͤhren, und außerdem verpflichtet, an der Deckung 
der zu einer vierprozentigen Verzinſung des zinspflichtigen Bruͤcken⸗Anlage⸗ 
kapitals event. entſtehenden Ausfaͤlle zu gleichen Theilen zu partizipiren, und 
zwar beiſpielsweiſe zur Haͤlfte, wenn nur Einer fremden Bahnverwaltung, zum 
dritten Theile, wenn zwei fremden Bahnverwaltungen, und ſo weiter, die Mit⸗ 
benutzung der Brücke verſtattet wird. Die Höhe der eventuellen Zinſenausfaͤlle 
berechnet ſich durch Abzug der Bruͤckengeld⸗Einnahmen aller betheiligten Bahn⸗ 
verwaltungen von der Summe der vierprozentigen Zinſen des zinspflichtigen 
Ae und aller Bruͤcken⸗Unterhaltungs⸗ und Bruͤcken⸗Perſonal⸗ 
usgaben. 
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die Abgabe für das Befahren des König Wilhelms-Kanals in der Provinz 
Preußen zu erheben ift, 5 


Den mittelſt Berichts vom 22. d. M. Mir vorgelegten Tarif, nach welchem 
die Abgabe für das Befahren des König Wilhelms⸗Kanals zu erheben iſt, 
habe Ich vollzogen und laſſe Ihnen denſelben anbei zur weiteren Veranlaſſung 
zugehen. i 
775 Dieſer Erlaß iſt gleichzeitig mit dem Tarife durch die Geſetz- Sammlung 
zu veroͤffentlichen. 8 8 


Berlin, den 28. Mai 1866. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


f 


nach welchem die Abgabe für das Befahren des König Wilhelms⸗ 
Kanals in der Provinz Preußen zu erheben iſt. f 


Vom 28. Mai 1866. 


Es wird beim Paſſiren der Hebeſtelle an der Drawoͤhne entrichtet: 
A. von einem vermeſſenen Schiffsgefaͤße für je fuͤnf Laſten (200 Zent⸗ 
ner Landesgewicht) der Tragfaͤhig kei 5 Sgr. 
Bei Berechnung der Tragfaͤhigkeit werden weniger als 5 Laſt 
für volle 5 Laſt gerechnet. 


(Nr. 6356.) Allerböchſter Erlaß vom 28. Mai 1866,, betreffend den Tarif, nach welchen 


B. von 


Schaluppe u. ſ. w. bei einer Länge von Schott zu Schott) 


1) von 30 Fuß oder weniger BERN 

2) von mehr als 30 bis zu 60 Fus 8 1 Rrhlr. 
3) von mehr als 60 bis zu 90 Fus . 
4) von mehr als 90 bis zu 115 Fuß 3 = 
5) von mehr als 115 Fu 1 


Ausnahmen zu A. und B. 


803 


B. von einem unvermeſſenen Schiffsgefaͤße (Wittinne, Boydak, 


10 Sgr. 


10 


10 


a) Gefaͤße, welche lediglich mit Brennmaterialien, mit Stroh, 
rauher Fourage oder Duͤngungsſtoffen; mit Schilf, Rohr, Ziegeln, 
Bau⸗, Pflaſter⸗, Mühlen, Kalk: oder Gypsſteinen, mit Erde, 
Sand, Thon, Lehm oder Aſche; mit Salz, mit leeren Faͤſſern, 
Kiſten, Koͤrben oder Saͤcken beladen ſind, zahlen die Haͤlfte 


der vorſtehend zu A. und B. beſtimmten Abgabe. 


b) Gefaͤße, auf denen, außer ihrem Zubehoͤr und außer den Mund⸗ 
vorraͤthen fuͤr die Bemannung, an anderen Gegenſtaͤnden nicht 
mehr als zehn Zentner ſich befinden, entrichten ein Sechs⸗ 


theil der oben unter A. und B. beſtimmten Abgabe. 


Anmerkung. 


Beſteht die Ladung zum Theil aus den zu a. genannten, zum 
Theil aus anderen Gegenftänden, oder wird das Gefäß zum Perſonen⸗ 
Transport benutzt, ſo wird die Abgabe zum vollen Betrage erhoben. 


C. von geflößtem Holze aller Art, als: Rundholz, Balken, Kloben, 
Brettern, Bohlen, Stabholz u. ſ. w., es mag in Floͤßen, Triften, Ta⸗ 
feln oder auf ſonſtige Weiſe verbunden ſein, und ohne Unterſchied, ob 
die Floͤße u. f. w. nur aus einer Lage oder aus mehreren Lagen von 
Hoͤlzern über einander beſtehen, für jede 1000 Quadratfuß der 
Oberflaͤche mit Einſchluß des Flottwerks und Waſſerraums 10 Sgr. 


D. von der Oberfracht eines Floſſes, ſofern auf demſelben, außer dem 
Zubehoͤr und außer dem Mundvorrath fuͤr die Bemannung, an anderen 
Gegenſtaͤnden mehr als zehn Zentner fich befinden, für jede 1000 Quadrat⸗ 
fuß der Oberfläche neben der Abgabe zu d 1 3 Sgr. 


Ausnahme zu D. 


Beſteht die Oberfracht ausſchließlich in den unter den Ausnahmen 
zu A. und B. unter a. genannten Gegenſtaͤnden, fo wird die Halfte 


des vorſtehend (zu D.) beſtimmten Satzes erhoben. 
(Nr, 6856“ 1 — 


An: 


Anmerkungen zu C. und D. 


1) Bei Berechnung der Oberflaͤche wird ein Flaͤchenraum von weniger 
als 1000 Quadratfuß fuͤr volle 1000 Quadratfuß gerechnet. 

2) Unverbundenes Holz darf auf dem Kanale nicht transportirt 
werden und wird nicht durch die Schleuſe und den Schwimmbaum 
gelaſſen. 


Befreiungen. 


Die Abgabe wird nicht erhoben: 

4) von Schiffsgefaͤßen und Floͤßen, welche Staatseigenthum find, oder 
ausſchließlich mit Gegenſtaͤnden fuͤr Rechnung des Staats befrachtet 
ſind, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; 

2) von Fiſcherkaͤhnen, Fiſchſaugen, Handkaͤhnen und aͤhnlichen kleinen Fahr⸗ 
zeugen, welche nicht zur Frachtbefoͤrderung beſtimmt find, wenn fie in 
Verbindung und gleichzeitig mit groͤßeren Kaͤhnen oder mit gefloͤßtem 
Holze die Hebeſtelle paſſiren. 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1) Die Abgabe iſt von dem Fuͤhrer des Schiffsgefaͤßes oder Floſſes zu 
erlegen, bevor ein Schwimmbaum bei der Empfangsſtelle an der 
Drawoͤhne paſſirt wird; : 

2) in welcher Art die Tragfähigkeit, beziehungsweiſe die Lange der Schiffe: 
gefaͤße, der Flaͤchenraum des gefloͤßten Holzes, die Beſchaffenheit der 
Ladung, anzumelden und was ſonſt bezuͤglich der Entrichtung der Ab⸗ 
gabe zu beobachten iſt, wird durch den Finanzminiſter beſtimmt. 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


